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Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Mündlicher Jahresbericht des Ausschusses für Eingaben
gemäß § 25 der Geschäftsordnung des saarländischen Land-
tages über die 2005 behandelten Petitionen - Statistik -
(Drucksache 13/920).

Zur Berichterstattung erteile ich das Wort an Herrn Abgeordneten
Bernd Wegner.

Abg. Wegner (CDU), Berichterstatter:
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Im letz-
ten Jahr stand an dieser Stelle ein damals neuer Vorsitzender, um
den Jahresbericht des Eingabenausschusses für das Jahr 2004 zu
erstatten. Heute, ein Jahr später, steht wiederum ein neuer Vorsit-
zender vor Ihnen; diesmal, um über die Tätigkeit des Ausschusses
im Jahr 2005 zu berichten.

Wie wir alle wissen, hat die vorgezogene Neuwahl des Deutschen
Bundestages im vergangenen Jahr bis in die Reihen dieses Aus-
schusses zu personellen Änderungen geführt. Zwei Mitglieder, da-
runter mein Vorgänger Hermann Scharf, der in den Bundestag
wechselte, sind aus dem Ausschuss ausgeschieden. An deren
Stelle sind zwei neue Ausschussmitglieder getreten, darunter ich
als neuer Vorsitzender.

Guter Tradition folgend möchte ich im Namen dieses Hauses mei-
nem geschätzten Vorgänger ein herzliches Wort des Dankes sa-
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gen. Hermann Scharf hat sich trotz seiner kurzen Amtszeit hohe
Verdienste um das parlamentarische Petitionswesen im Saarland
erworben. Unsere guten Wünsche begleiten ihn auf seinen neuen
Wegen in Berlin. Mit der Kraft seines Beispiels werde ich bemüht
sein, das nun mir entgegengebrachte Vertrauen im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes zu rechtfertigen.

(Beifall.)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wie jedes Jahr stützt
sich die Berichterstattung über die Tätigkeit des Eingabenaus-
schusses auf eine statistische Übersicht. Die Ihnen als Drucksa-
che 13/920 vorliegende Statistik weist die wichtigsten Kennziffern
zum Petitionsgeschehen des vergangenen Jahres im Vergleich zu
den beiden Vorjahren aus.

Dem Ausschuss haben in acht Sitzungen 190 Eingaben zur Bera-
tung vorgelegen. Zwei weitere Sitzungen, die in dieser Aufzählung
nicht enthalten sind, galten der Wahrnehmung von Außenterminen.
Zusammen mit dem Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen sowie Wahlprüfung erstattete der Eingabenausschuss so-
wohl der Justizvollzugsanstalt Saarbrücken als auch der Saar-
ländischen Klinik für Forensische Psychiatrie in Merzig einen
Informationsbesuch.

190 Eingaben im Jahr 2005. Diese Zahl bedeutet im Vergleich zu den
beiden Vorjahren 2003 und 2004 einen Rückgang der Petitionsnach-
frage um 40 beziehungsweise 50 Fälle. Gegenüber dem Jahr 2004
hat die Nachfrage damit um etwa 20 Prozent abgenommen. Nach
mehreren Jahren einer Nachfragesteigerung - von 210 im Jahr
2002 über 230 im Jahr 2003 auf 240 im Jahr 2004 - hat der Ausschuss
damit wieder einmal ein Nachfrageminus zu verzeichnen.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an folgende Erfahrungs-
regel: Es ist uns aus der langjährigen Berichterstattung des Aus-
schusses bekannt, dass das jährliche Petitionsaufkommen regel-
mäßig kleineren oder größeren Schwankungen unterliegt. Eindeuti-
ge Trendaussagen lassen sich aus den Ergebniszahlen eines ein-
zelnen Jahres üblicherweise nicht gewinnen.

Um die Entwicklung des Petitionsgeschehens näher zu beleuchten,
enthält die Statistik zwei weiterführende Übersichten: eine Über-
sicht über die Aufgliederung der Petitionen nach Zuständigkeitsbe-
reichen der Landesregierung und eine Übersicht über die Art der
Erledigung der Eingaben durch den Ausschuss.

Die Übersicht über die Aufgliederung der Petitionen nach Zustän-
digkeitsbereichen ist diesmal etwas differenzierter angelegt. Die zu
Beginn dieser Wahlperiode erfolgte Festlegung der Geschäftsbe-
reiche der obersten Landesbehörden hat zu deutlichen Verände-
rungen im Zuschnitt der Ressorts geführt. Die Aufteilung der Ge-
schäftsbereiche in nur noch sieben statt acht Einheiten - Staats-
kanzlei und Ministerien - hat zur Folge, dass die statistischen Anga-
ben zum Berichtsjahr nur in eingeschränkter Weise mit den Daten
aus den beiden Vorjahren verglichen werden können. Denn das Be-
richtsjahr 2005 fällt voll in die laufende 13. Wahlperiode, während die
beiden Vorjahre 2003 und 2004 noch fast vollständig in der 12. Wahl-
periode lagen.

Die Statistik trägt diesem Umstand dadurch Rechnung, dass im
Hinblick auf die von der Neuorganisation am stärksten betroffenen
Geschäftsbereiche die vorgelegten Jahreszahlen dem jeweils un-
terschiedlichen Ressortzuschnitt folgen. Das heißt: Im Falle der jet-
zigen Ministerien für Inneres, Familie, Frauen und Sport, der Finan-
zen, für Justiz, Gesundheit und Soziales sowie für Wirtschaft und
Arbeit hält die Statistik nur Zahlen zum Berichtsjahr 2005 bereit.
Denn zuvor gab es diese Ministerien in der jetzigen Form nicht. Die
Vergleichsangaben zu den Jahren 2003 und 2004 orientieren sich
demgegenüber an dem entsprechenden Organisationsmuster aus

der Zeit vor der letzten Landtagswahl. Dieses Organisationsmuster
umfasste damals fünf Ministerien, eines mehr als heute.

Trotz dieser Gegebenheiten lässt sich aus den erhobenen Daten
ein vergleichendes Bild gewinnen. Man kann feststellen, dass sich
der Rückgang der Petitionsnachfrage im vergangenen Jahr in un-
terschiedlichem Ausmaß über fast sämtliche Regierungsressorts
hinweg verteilt. Eine Ausnahme bildet die Staatskanzlei. In deren
Geschäftsbereich haben sich die Fallzahlen um mehr als das Dop-
pelte erhöht: von vier im Jahr 2004 auf zehn im Jahr 2005.

Dieser zur allgemeinen Entwicklung gegenläufige Trend ist auf einen
Sonderfaktor zurückzuführen, auf einen besonderen Umstand, der
mit der neuen Geschäftsverteilung nichts zu tun hat. Ursache ist
vielmehr eine zeitlich begrenzte Zuständigkeitserweiterung der
Staatskanzlei in Medienfragen. Das Saarland hat im letzten Jahr die
Rechtsaufsicht über das Zweite Deutsche Fernsehen ausgeübt. Es
handelt sich dabei um eine Aufgabe, deren Wahrnehmung durch die
einzelnen Bundesländer alle zwei Jahre wechselt. In diesem Zu-
sammenhang hatte sich der Ausschuss mit verschiedenen Pro-
grammbeschwerden von Bürgern aus dem bundesweiten Sende-
gebiet des ZDF auseinander zu setzen - eine Verpflichtung, die in
sonstigen Jahren nicht besteht.

Ebenfalls abweichend von der allgemeinen Entwicklung stellt sich
die Situation beim neuen Ministerium für Justiz, Gesundheit und
Soziales dar. Hier hat sich im Vergleich zu den Vorjahreszahlen, das
heißt zu den Fallzahlen bei den entsprechenden Vorgängermi-
nisterien, dem ehemaligen Ministerium der Justiz und Teilen des
ehemaligen Ministeriums für Frauen, Arbeit, Gesundheit und So-
ziales, das Petitionsaufkommen leicht nach oben bewegt.

Bei allen übrigen Regierungsressorts ist, wie gesagt, ein rückläufi-
ges Petitionsaufkommen zu verzeichnen. Dieses Nachfrageminus
fällt besonders kräftig aus in den Geschäftsbereichen der Ministeri-
en für Inneres, Familie, Frauen und Sport, für Wirtschaft und Arbeit
sowie für Umwelt. In diesen Fällen bewegt sich der Rückgang in
Größenordnungen von 40 bis 50 Prozent.

Im Falle der beiden Ministerien für Inneres, Familie, Frauen und
Sport und für Wirtschaft und Arbeit, in denen die Angliederung neuer
Geschäftsanteile zu erweiterten Zuständigkeiten geführt hat, lässt
sich zudem folgende Beobachtung machen. Die Zahl der Eingaben,
die beide betreffen, war im Jahr 2005 um zirka 20 Prozent geringer
als die Vergleichszahl im Fall der beiden Vorgängerministerien mit
jeweils geringerem Geschäftsbereich. Es handelt sich dabei um die
ehemaligen Ministerien für Inneres und Sport sowie für Wirtschaft.

Wie bereits angesprochen, enthält die Statistik auch eine Übersicht
über die Art der Erledigung der Eingaben durch den Ausschuss.
Hier fällt auf, dass trotz des geschilderten Rückgangs des Petitions-
aufkommens im Jahr 2005 die Anzahl der positiv gerichteten
Beschlussfassungen im Vergleich zum Jahr davor unverändert ge-
blieben ist. Damit hat sich diese Zahl im Verhältnis zu den übrigen
Formen der Beschlussfassung deutlich nach oben bewegt - näm-
lich von 15 Prozent auf 19 Prozent. Erfolgsquoten in dieser Höhe
sind dem Ausschuss nicht unbekannt, wurden aber in den letzten
Jahren kaum noch erreicht. Wieder nach unten und damit in den
Rahmen des Üblichen hat sich eine andere Zahl bewegt, die im
Vorjahr auf Rekordhöhe lag. Der Anteil der Beschlussform, die tradi-
tionell am Ende der meisten Petitionsverfahren steht, hat sich von
über 67 Prozent auf jetzt knapp 58 Prozent normalisiert. Beschlüs-
se dieser Art haben zum Inhalt, eine Eingabe für erledigt zu erklä-
ren, weil die dazu eingeholte Stellungnahme der Regierung keinen
Anlass zur Beanstandung gibt und deshalb vom Ausschuss bestä-
tigt wird.

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ein Jahresbe-
richt des Ausschusses für Eingaben besteht nicht nur aus nackten

(Abg. Wegner)
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Zahlen. Nicht nur die großen Linien statistisch erfassbarer Verände-
rungen gilt es deutlich zu machen. Genauso wichtig ist die Beleuch-
tung der Alltagsarbeit im Kleinen. Ein wirklichkeitsnahes Bild von der
Tätigkeit des Ausschusses fordert, den Blick auch und gerade auf
die konkreten Bitten und Beschwerden der Menschen zu richten.
Die Eingaben werden vom Ausschuss entgegengenommen und
nach den Möglichkeiten der Geschäftsordnung geprüft und beschie-
den. Ich darf einige Beispielfälle herausgreifen.

Ich beginne mit einem Verfahren, das Bedeutung über den Einzelfall
hinaus hat. Unter Berufung auf eine Warnung des Gesundheitsminis-
ters bat ein Bürger um die Einhaltung einer ausreichenden und un-
gestörten Nachtruhe. Am Flughafen Saarbrücken-Ensheim, in
dessen Einflugschneise er wohnhaft sei, müsse eine nächtliche
Flugpause von 8 Stunden angeordnet werden, damit den Anwohnern
eine gleich lange Nachtruhe zuteil werde wie anderen Bürgern im
Lande auch. Die derzeit festgelegten Betriebszeiten erlaubten nur
siebeneinhalb Stunden ungestörten Schlaf. Darüber hinaus wür-
den diese Zeiten durch Flugbewegungen auch während der Ruhe-
zeiten nach 22.30 Uhr in mehr als 30 Prozent aller Fälle über-
schritten.

Das um Stellungnahme gebetene Ministerium für Wirtschaft und
Arbeit erläuterte als oberste Luftfahrtbehörde die Sach- und Rechts-
lage. Es bestätigte die Angaben des Petenten, wonach die uneinge-
schränkten Betriebszeiten am Verkehrsflughafen Saarbrücken zwi-
schen 6.00 Uhr morgens und 22.30 Uhr am Abend lägen. Ferner
wies es darauf hin, dass verspätete Starts und Landungen, die
ursprünglich bis 22.30 Uhr geplant waren, in Ausnahmefällen bis
24.00 Uhr erlaubt seien. Solche Ausnahmefälle entstünden etwa
durch technische Probleme, wetterbedingte Verzögerungen, durch
von der Flugsicherung zugeteilte Zeitnischen für Start und Landung
oder durch Streik. Sogar nach 24.00 Uhr seien Flugbewegungen
möglich. Das Ministerium könne Flüge in begründeten Fällen zulas-
sen, wenn dies zur Vermeidung erheblicher Störungen im Luftver-
kehr oder in Fällen von besonderem öffentlichem Interesse erfor-
derlich sei.

Das Ministerium führte ein anschauliches Beispiel an, um diese
Situation, die sich etwa zu Ferienzeiten ergeben kann, zu kenn-
zeichnen. Zitat: “Der Start einer Maschine mit 189 Passagieren ver-
zögert sich durch schlechtes Wetter derart, dass die Landung in
Saarbrücken erst um 00.45 Uhr zu erwarten ist. Die entsprechende
Airline ersucht nun telefonisch über den Flughafen um eine Ausnah-
megenehmigung beim zuständigen, 24 Stunden erreichbaren Luft-
fahrtreferenten des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit. Geneh-
migt er die Spätlandung, werden die Anwohner durch ein Einzel-
schallereignis in der Nachtruhe gestört. Wird die Genehmigung ver-
sagt, müssen 189 Passagiere auf Kosten der Airline in ein Hotel und
müssen verpflegt werden, die Crew des Flugzeuges überschreitet
die zulässige Flugdienstzeit, eine neue Crew muss deshalb zum
Beispiel nach Palma gebracht werden. Die Maschine landet dem-
nach erst gegen 7.00 Uhr am Folgetag in Saarbrücken. Dort warten
aber bereits seit 6.00 Uhr wiederum 189 Passagiere auf den Abflug
in den Urlaub. Weitere Anschlussverspätungen sind dann abseh-
bar.” - Zitatende.

Das Ministerium kommt unter diesen Umständen zu dem Ergebnis,
dass eine Versagung der Spätöffnung des Flughafens als unver-
hältnismäßig zu betrachten sei. Des Weiteren teilt das Ministerium
mit, dass am Flughafen Ensheim der Anteil der Flugbewegungen
außerhalb der regulären Betriebszeiten sich weit unterhalb der vom
Petenten geschätzten Größenordnung von über 30 Prozent bewe-
ge. Der Anteil betrage nur rund 2 Prozent, knapp 1 Prozent entfalle
dabei bereits auf den engen Zeitraum von 22.30 Uhr bis 23.00 Uhr.
Schließlich habe die Fluglärmforschung die Erkenntnis gewonnen,
dass eine gewisse Anzahl an Einzelschallereignissen mit entspre-
chender Intensität während der Nachtzeit die Schwelle zur Ge-
sundheitsschädigung nicht überschreite. Nach alledem erschienen

die nächtlichen Störungen durch seltene Einzelschallereignisse am
Flughafen Ensheim insgesamt als zumutbar. Der Ausschuss konn-
te sich den überzeugenden Argumenten der Landesregierung nicht
verschließen und fasste so den Beschluss, die Stellungnahme zu
bestätigen und die Eingabe für erledigt zu erklären.

Auch in der folgenden Angelegenheit sah sich der Ausschuss ver-
anlasst, der Sachverhaltswürdigung der Landesregierung zu folgen.
Und dies, obwohl der betreffende Petent Worte einer massiven An-
schuldigung fand, um sein Begehren deutlich zu machen. Erhoben
wurde der schwere Vorwurf des Amtsmissbrauchs, der Verschwen-
dung von Steuergeldern, der Straftat im Amt und des Verfassungs-
bruchs - alles an die Adresse des Ministeriums für Wirtschaft und
Arbeit. Anlass für diese Vorwürfe war für den Petenten, wie er sich
ausdrückte, die “Finanzierung pseudo-religiöser Privatprojekte und
Wahnvorstellungen am Rande kriminellen Betruges“ durch das Minis-
terium. Der Petent forderte den Landtag auf, eine Zuwendung des
Ministeriums in Höhe von rund 900.000 Euro an die Gemeinde
Marpingen zu stoppen und sich gegen, so wiederum wörtlich, “über-
haupt jede vorherige und weitere staatliche Finanzierung angeblicher
Marienerscheinungen im Härtelwald und sonst wo” auszusprechen.
Die dem Petenten vom Ausschuss zugesandte Eingangsbestätigung,
in der das Petitum sachlich korrekt dem Bereich der Tourismusförde-
rung zugeordnet wurde, provozierte den Adressaten zu dem Hin-
weis, die Sache habe mit der Förderung des Tourismus nichts zu
tun, sondern betreffe, so wörtlich, die “Förderung selektiven Aber-
glaubens”.

Mit dieser Petition, so möchte ich etwas schmunzelnd bemerken,
waren die Marpinger Marienerscheinungen sozusagen auch im
Eingabenausschuss angekommen. Die Antwort des Ministeriums
auf diese zugespitzte Schelte fiel betont sachlich aus und leuchtete
den Sachverhalt umfassend aus. Zunächst wurde klargestellt, dass
es sich vorliegend tatsächlich um ein Tourismusprojekt handelte.
Bei der Bewertung spielten touristische und wirtschaftspolitische,
aber keine religiösen Gründe eine Rolle. Eine der wichtigsten Aufga-
ben des Ministeriums bestehe darin, den notwendigen Strukturwan-
del im Saarland zu forcieren. Dazu gehöre auch, durch touristische
Infrastrukturförderungen die Besucherzahlen und die Aufenthalts-
dauer der Gäste im Saarland zu erhöhen, dadurch die lokale Wert-
schöpfung in der Region zu steigern und Arbeitsplätze zu erhalten
und zu schaffen. Die Gemeinde Marpingen verzeichne durch die so
genannte Pilgerstätte im Härtelwald jährlich touristische Besucher-
zahlen von mindestens 50.000, mehr als etwa die römische Villa in
Perl-Borg oder der Europäische Kulturpark Reinheim-Bliesbruck.
Andererseits sei im Unterschied zu den beiden Vergleichsfällen die
touristische Infrastruktur an der Härtelwaldquelle und in deren Um-
feld als völlig unzureichend und aus Sicht der Gemeinde mittlerweile
als untragbar anzusehen.

Die jetzige Förderung sei Ergebnis eines gutachterlich erstellten
Tourismuskonzeptes der Gemeinde Marpingen und einer hieraus
entwickelten baulichen Umsetzung. Diese Vorgehensweise ent-
spreche in idealtypischer Weise den Anforderungen bei einem grö-
ßeren touristischen Infrastrukturvorhaben.

Die bewilligten Fördergelder böten nunmehr die Chance, den vor-
handenen Gästestrom durch eine entsprechende Infrastruktur in
geordnete Bahnen zu lenken und zugleich dem Standort touristi-
sche Aufbaupotenziale zu erschließen. Die Investitionen seien da-
her eine erforderliche Basisausstattung zur Bewältigung des Be-
sucherstroms. Ferner würden durch die Maßnahmen die regio-
nalen Unterkunfts- und Gaststättenbetriebe sowie der Einzelhan-
del indirekt unterstützt.

Wie einleitend bereits bemerkt, sah sich der Ausschuss guten
Gewissens veranlasst, auch in diesem Fall die Stellungnahme der
Regierung zu bestätigen und die Eingabe für erledigt zu erklären.

(Abg. Wegner)



Landtag des Saarlandes - 13. Wahlperiode - 26. Sitzung am 21. Juni 2006

1474

Zum letzten Fall, über den ich kurz berichten möchte. Er führt in die
Welt des Justizvollzugs bei schweren Straftaten. Mit dem für den
Petenten positiven Ausgang konnte der Ausschuss vollauf zufrie-
den sein.

In verzweifelter Lage schrieb ein Strafgefangener aus der Justizvoll-
zugsanstalt an den Ausschuss. Er fühle sich zwar nicht schuldlos,
aber von seiner Anstalt unfair behandelt. Er bat darum, bei der Anstalts-
leitung darauf hinzuwirken, ihm in der sozialtherapeutischen Abtei-
lung der Anstalt eine Therapiemaßnahme zu ermöglichen.

Der Petent verbrachte mehr als die Hälfte seines bisherigen Lebens
im Gefängnis. Wegen mehrerer schwerer Straftaten war er zur Ver-
büßung langjähriger Haftstrafen mit anschließender Sicherungs-
verwahrung verurteilt worden. Schussverletzungen machten ihn auf
Dauer zu einem Schmerzmittelpatienten und trieben ihn nach eige-
nen Worten in den Drogenkonsum.

Eine frühere Therapiemaßnahme war vor diesem Hintergrund vor-
zeitig abgebrochen worden. Die Voraussetzung absoluter Drogen-
abstinenz, die der Häftling bei Antritt der Therapie erfüllt hatte, war
zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr gegeben.

Der Petent führte seinen damaligen Rückfall auf einen plötzlichen
Zustand der Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit zurück. Die mit der
Therapie verbundene Aussicht auf eine mögliche Aussetzung der
nach Strafende drohenden Sicherungsverwahrung sei durch das
Verhalten der Justizvollzugsanstalt zunichte gemacht worden. Die-
se habe ihm damals Vollzugslockerungen mit der Begründung ver-
sagt, dass an der späteren Vollstreckung der Sicherungsverwah-
rung eigentlich kaum Zweifel möglich seien.

Ein weiterer Umstand sei damals erschwerend hinzugekommen,
nämlich die Unmöglichkeit, in die Erziehung seines Sohnes einzu-
greifen. Der Junge sei mit ausgestrecktem Finger und dem Ausruf
„Überfall, Polizei holen, ich will zu meinem Vater in den Knast“ in eine
Bank geeilt.

Der Petent schrieb weiter, dass ihm trotz aller widrigen Umstände
die Absetzung der Drogen inzwischen gelungen sei und er deshalb
Hilfe für eine zweite Chance benötige.

Das Ministerium für Justiz, Gesundheit und Soziales nahm zu der
Eingabe Stellung. Es wies darauf hin, dass das Gericht im vorliegen-
den Fall vor Ende des Vollzugs der Strafe zu prüfen habe, ob die
Sicherungsverwahrung noch erforderlich sei. Sei dies nicht der Fall,
so setze es die Vollstreckung der Sicherungsverwahrung zur Be-
währung aus.

Die Bemühungen des Petenten gingen in der Tat dahin, durch eine
Behandlung in der sozialtherapeutischen Abteilung der Justiz-
vollzugsanstalt die Aussetzung der Sicherungsverwahrung zu er-
reichen. Richtig sei auch, dass die Anstaltsleitung es seinerzeit für
unwahrscheinlich gehalten habe, dass der Vollzug der Sicherungs-
verwahrung durch die sozialtherapeutische Behandlung vermieden
werden könne. Gleichwohl habe die Anstaltsleitung diese Behand-
lung befürwortet, weil bei deren erfolgreichem Verlauf eine sehr viel
frühere Entlassung aus der Sicherungsverwahrung denkbar gewe-
sen wäre als ohne therapeutische Intervention.

Anstaltsleitung und sozialtherapeutische Abteilung seien jederzeit
bereit, den Gefangenen zur Behandlung wieder aufzunehmen, al-
lerdings nur unter der Voraussetzung des geforderten Nachweises
dauerhaften Drogenverzichts.

Der Ausschuss führte dem Petenten in einem aufklärenden Schrei-
ben seine Situation deutlich vor Augen und stellte die Behandlung
der Eingabe bis zum Abschluss des erneuten Antragsverfahrens
zurück. Monate später erhielt der Ausschuss vom Ministerium die

erfreuliche Nachricht, dass der Petent zur Fortsetzung seiner Be-
handlung in die sozialtherapeutische Abteilung erneut aufgenom-
men worden sei. Somit konnte der Ausschuss diesen Fall für erle-
digt erklären, da ihm erfreulicherweise entsprochen werden konnte.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf
meinen Bericht abschließen mit einem herzlichen Wort des Dan-
kes - des Dankes an alle, die im letzten Jahr dazu beigetragen
haben, dass der Eingabenausschuss seinen so wichtigen Auftrag
im Dienste der Bürgerinnen und Bürger erfüllen konnte. - Ich dan-
ke für die Aufmerksamkeit.

(Abg. Wegner)
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